Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Wirtschaftslage in der Gemeinschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des vom Vizepräsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften am 16. Januar 1973 vor dem 
Europäischen Parlament gehaltenen Exposes über die Wirt- 
schaftslage in der Gemeinschaft und der im Anschluß daran 
geführten Aussprache, 

— in Kenntnis der jüngsten währungspolitischen Entwicklung, 

— unter Hinweis auf das Schlußkommunique der Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs vom 19. und 20. Oktober 
1972 in Paris, 

— unter Hinweis auf die Entschließung des Rates vom 
5. Dezember 1972 über Maßnahmen zur Inflationsbekämp- 
fung 1 ), 

— unter Hinweis auf seine Entschließungen, insbesondere 
vom 3. Dezember 1970, 21. April, 18. Mai, 22. September 
und 19. Oktober 1971 sowie 9. Februar, 16. März und 
11. Oktober 1972 2 ) ; 

1. unterstützt die Auffassungen, die der Vizepräsident der 
Kommission im Plenum des Europäischen Parlaments 
am 16. Januar 1973 vorgetragen hat, insbesondere die Er- 
wartung weiteren Wirtschaftswachstums, einer Besserung 
der Beschäftigungslage und der Notwendigkeit einer stär- 
keren Dämpfung des Preisanstiegs; 
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2. sieht mit der Kommission in der gemeinschaftlichen Be- 
kämpfung der Inflation die entscheidende Aufgabe aller 
Gemeinschaftsorgane sowie der Regierungen und Parla- 
mente der Mitgliedsländer; 

3. erwartet von der Kommission entsprechende Konsultatio- 
nen mit den Regierungen der Mitgliedsländer, deren 
Gebietskörperschaften und den Sozialpartnern; 

4. ist der Meinung, daß das konjunkturpolitische Instrumen- 
tarium im Rahmen einer mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
gemeinschaftlich angewandt werden muß; 

5. ist der Auffassung, daß die gemeinschaftliche Wettbe- 
werbs-, Handels- und Agrarpolitik mehr als bisher auf die 
Wiedererlangung der Stabilität gerichtet sein müssen, und 
ersucht die Kommission, ihre Vorschläge an den Rat diesem 
Ziel anzupassen; 

6. besteht darauf, daß die Kommission sobald wie möglich 
den vom Parlament wiederholt geforderten Entwurf für 
eine Richtlinie bzw. Verordnung über Stabilität, Wirt- 
schaftswachstum, hohen Beschäftigungsstand und außen- 
wirtschaftliches Gleichgewicht erstellt; 

7. betont noch einmal die besondere Bedeutung der Struktur- 
politik und erwartet vom Rat die umgehende Verabschie- 
dung der von der Kommission unterbreiteten und vom 
Parlament befürworteten Vorschläge; 

8. fordert Kommission und Rat auf, alles zu tun, damit die 
Gemeinschaft bei der diesjährigen internationalen Wäh- 
rungskonferenz ihren Beitrag zur Neuordnung des Welt- 
währungssystems und zur Rückgewinnung der allgemeinen 
Stabilität leistet; 

9. erwartet, daß der bis zum 1. April 1973 zu errichtende 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit mit ausrei- 
chenden Zuständigkeiten und Mitteln ausgestattet wird, 
und sieht in ihm eine wichtige Voraussetzung zur Besei- 
tigung temporär auftretender Störungen in dem Verhältnis 
der Währungen der Mitgliedsländer untereinander? 

10. stellt fest, daß die jüngsten währungspolitischen Ereignisse 
verstärkt eine Wirtschafts- und Währungspolitik der Ge- 
meinschaft erfordern, und ersucht Rat, Kommission und 
Regierungen der Mitgliedsländer, unverzüglich die dafür 
notwendigen gemeinschaftlichen Entscheidungen zu treffen, 
um dadurch die binnenwirtschaftliche und außenwirtschaft- 
liche Handlungsfreiheit für die Gemeinschaft und ihre Mit- 
gliedsländer zu erlangen; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem 
Rat und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitglieds- 
länder zu übermitteln. 
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